Grußwort der Vizepräsidentin Dr. Bahar Haghanipour für den Neujahrsempfang der ÜPFI, 
Mittwoch, 25. Februar 2026, 18 Uhr, Festsaal.


Ich freue mich sehr, so viele Mitstreiterinnen heute im Abgeordnetenhaus von Berlin begrüßen zu können: Herzlich willkommen!

Dieser Empfang ist mehr als ein traditioneller Jahresauftakt. Er ist ein Ort der Begegnung von Gleichgesinnten und vor allem: ein Ort der gemeinsamen Haltung. Denn die Überparteiliche Fraueninitiative steht seit Jahrzehnten für eine klare Botschaft: Frauenrechte sind Menschenrechte – und Gleichstellung ist kein Beiwerk, sondern ein Maßstab für Demokratie.

In diesem Jahr müssen wir diesen Empfang jedoch auch mit einem Moment der Erinnerung verbinden. Am 11. Februar ist Uta Denzin von Broich-Oppert nach schwerer Krankheit verstorben.

Sie war viele Jahre ein prägendes und engagiertes Vorstandsmitglied der Überparteilichen Fraueninitiative. Mit klarem Blick, politischer Entschlossenheit und persönlicher Wärme hat sie die Arbeit der ÜPFI maßgeblich mitgestaltet und vielen Frauen Orientierung und Mut gegeben. Unser tiefes Mitgefühl gilt ihrer Familie und allen, die ihr verbunden waren. Ihr Engagement bleibt uns Verpflichtung und Inspiration zugleich.

Wir leben in einer Zeit, in der Fortschritte, die ihr und viele andere engagierte Frauen hart erkämpft habt und die lange selbstverständlich schienen, wieder infrage gestellt werden. Weltweit ist Gleichstellung nicht mehr erklärtes Ziel, sondern wird offen bekämpft und zur Feindin erklärt.

Kürzlich wurde der Berlin-Monitor 2025 vorgestellt. Die aktuellen Befunde zeigen, wie eng demokratische Stabilität und die Zurückweisung menschenverachtender Einstellungen miteinander verbunden sind. Der Bericht macht deutlich, dass antidemokratische Haltungen und abwertende Denkweisen – darunter auch antifeministische Einstellungen – in Teilen der Gesellschaft vorhanden sind und demokratische Kultur unter Druck setzen können. Diese Erkenntnisse führen uns vor Augen: Gleichstellung und die Verteidigung von Frauenrechten sind keine Nebenthemen, sondern Kernfragen einer wehrhaften Demokratie.

Antifeminismus ist längst kein Randphänomen mehr, das von einer kleinen Gruppe ausgeht, die Frauen und Gleichstellung für gesellschaftliche Probleme verantwortlich macht. Antifeminismus ist eine politische Strategie. Er richtet sich gegen Selbstbestimmung, gegen Vielfalt und gegen diejenigen, die für diese Rechte eintreten.

In vielen Regionen werden die Rechte auf Bildung, auf körperliche Selbstbestimmung, auf Schutz, auf Freiheit und auf politische Beteiligung eingeschränkt. Frauen in Iran kämpfen mutig gegen Unterdrückung. Frauen in Afghanistan werden systematisch aus dem öffentlichen Leben verdrängt. In Kriegs- und Krisengebieten trifft das Frauen besonders hart – als Opfer, als Geflüchtete, als Alleinverantwortliche für Familien. 

Diese Entwicklungen sind nicht fern. Sie sind Teil einer globalen Auseinandersetzung um Freiheit, Gleichheit und Menschenwürde. Und sie stellen auch uns in Berlin vor die Frage: Wie schützen wir Errungenschaften? Wie stärken wir Frauenrechte? Wie verteidigen wir demokratische Werte? 

Wir sehen auch in Demokratien Debatten, in denen Selbstbestimmung wieder zur Verhandlungsmasse wird. Das ist eine Politik, die Freiheit nur für einige meint – aber nicht für alle. Wer Frauenrechte angreift, greift demokratische Grundwerte an. Und das betrifft nicht nur andere Länder - es betrifft auch uns hier in Berlin. Gesellschaftliche Entwicklungen machen nicht an Grenzen halt: sie wirken über soziale Medien, über Netzwerke, über Ideologien – und manchmal auch ganz konkret über Gewalt.

Jeden Tag erleben Frauen Bedrohungen, Übergriffe, digitale Hetze oder sexualisierte Gewalt – im öffentlichen Raum, im Netz oder im eigenen Zuhause. Wir sprechen hier nicht nur über individuelle Schicksale, sondern über ein strukturelles Problem. Die Lösung ist eine Aufgabe für die gesamte Gesellschaft. Politik, Institutionen und Netzwerke müssen hier gemeinsam handeln.

Deshalb ist es auch so wichtig, dass Initiativen wie die ÜPFI nicht nachlassen, dieses Thema sichtbar zu machen und konkrete Veränderungen einzufordern.

Auch wir als Parlament sind hier gefordert. Gleichstellung bedeutet nämlich auch gleiche Teilhabe an Macht und Verantwortung. Wenn Frauen die Hälfte der Gesellschaft ausmachen, müssen sie selbstverständlich auch die Hälfte der politischen Entscheidungen mitprägen können. Parität ist keine symbolische Frage – sie ist eine Frage demokratischer Legitimität. Ein Parlament, das die Vielfalt der Gesellschaft nicht widerspiegelt, verliert an Glaubwürdigkeit und an Perspektive.

Die Frage der Repräsentation von Frauen ist ein zentrales demokratisches Thema. Frauen stellen einen erheblichen Teil der Bevölkerung, doch sind sie auch in unserem Parlament noch nicht in gleichem Maße vertreten. 

Repräsentation ist jedoch mehr als eine statistische Größe. Sie beeinflusst politische Prioritäten, Perspektiven und Entscheidungsprozesse. Wenn bestimmte Erfahrungen systematisch unterrepräsentiert sind, wirkt sich das auf politische Gestaltung aus.

Parität bedeutet daher nicht nur zahlenmäßige Ausgewogenheit, sondern die Anerkennung gleichwertiger politischer Verantwortung. E bleibt unsere gemeinsame Aufgabe, strukturelle Hürden weiter abzubauen und Rahmenbedingungen zu schaffen, die echte Chancengleichheit ermöglichen.

Das Abgeordnetenhaus von Berlin ist der Ort demokratischer Entscheidungen. Doch Demokratie lebt nicht nur im Plenarsaal. Sie lebt durch engagierte Menschen wie euch, die Debatten anstoßen und politische Prozesse begleiten. Menschen, die mutig bleiben, wenn Polarisierungen zunehmen, und die ihre Stimme für jene Frauen erheben, die keine Stimme haben.

Ich möchte der ÜPFI und euch allen herzlich danken. Euer Beitrag ist unverzichtbar für unsere Zukunft. Und er ist ein wichtiges Zeichen an die Generationen, die nach uns kommen: Damit junge Frauen und Mädchen, die sich engagieren wollen, zurückblicken und Mut schöpfen können. Damit auch sie erleben: „Donnerwetter, die Leute hören mir ja zu.“

So wie du es einst feststellen konntest, liebe Carola, als du deine politische Arbeit begonnen hast. Du hast die ÜPFI über viele Jahre geprägt – als Sprecherin, als engagierte Stimme, als Persönlichkeit, die für politische Klarheit und frauenpolitische Kontinuität steht.

Ich möchte deiner Würdigung und der Laudatio nicht vorgreifen. An dieser Stelle bleibt mir jedoch eines ganz klar zu sagen: Danke. Danke für deinen unermüdlichen Einsatz und deine unbeugsame Haltung.

Dieses Engagement ist nicht selbstverständlich. Es ist ein Geschenk für unsere Stadt – und ein Beispiel dafür, wie viel Veränderung möglich ist, wenn Menschen Verantwortung übernehmen.

Zu Beginn dieses neuen Jahres stehen wir vor vielen Herausforderungen. Gleichzeitig verbindet uns eine klare gemeinsame Aufgabe: Frauenrechte zu schützen, Gleichstellung voranzubringen, Gewalt entschieden entgegenzutreten und Demokratie durch gleiche Teilhabe zu stärken.

Der Titel der anschließenden Festrede lenkt den Blick auf einen Zusammenhang, der auch für Gleichstellung relevant ist: Haushaltsentscheidungen haben Auswirkungen auf gesellschaftliche Teilhabe. Gerade deshalb ist es wichtig, diese Fragen differenziert zu betrachten und ihre Folgen mitzudenken.

Der ÜPFI wünsche ich ein kraftvolles neues Jahr – und uns allen eine Gesellschaft, in der Gleichberechtigung nicht diskutiert, sondern gelebt wird.

Vielen Dank!
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